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Name, Sitz und Bezirk

§1 Stchfutedn- . iwnume - Suutug

(1) Die Handwerksinnung fiihrt den Namen: .. Datrassnsdh  Sneh dsataesa. ...
Ihr Sitz ist in: .....o.o..... MR AN AR ettt ettt r et er e
lhr Bezirk umfaBt:.... dss... Skaolte . Seakvaastast ool danaen,

(2) Die Handwerksinnung ist eine Koérperschaft des 6ffentlichen Rechts. Sie wird
mit Genehmigung der Satzung rechtsfahig.

Fachgebiet
§2

Das Fachgebiet der Handwerksinnung umfaBt folgende Handwerke/Gewerbe:

T < T - O C e

2. L Aamamebeadmd e
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B e — e a e et e e e b b e e e et eeereeentaeeate st e e eeenne s

B ettt ee et e eeab e e e aeeeeeateeeeate st ienteeesaeeesereternen

ST SO
Aufgaben

§3

(1) Aufgabe der Handwerksinnung ist, die gemeinsamen gewerblichen Interes-
sen ihrer Mitglieder zu férdern. Insbesondere hat sie

1. den Gemeingeist und die Berufsehre zu pflegen;

2. ein gutes Verhaltnis zwischen Meistern, Gesellen (Arbeitnehmern) und Lehrlin-
gen (Auszubildenden) anzustreben;

3. entsprechend den Vorschriften der Handwerkskammer die Lehrlingsausbil-
dung zu regeln und zu Uberwachen sowie fiir die berufliche Ausbildung der
Lehrlinge {Auszubildenden), insbesondere durch (iberbetriebliche Unterwei-
sungseinrichtungen zu sorgen und ihre charakterliche Entwicklung zu fér-
dern;



4. die Zwischen- und Gesellenprifungen abzunehmen und hierfir Zwischen-
und Gesellenprifungsausschiisse zu errichten, sofern sie von der Hand-
werkskammer dazu erméachtigt ist;

5. das handwerkliche Kénnen der Meister, Gesellen (Arbeitnehmer) zu férdern;
zu diesem Zweck kann sie insbesondere Fachschulen errichten oder unter-
stitzen und Lehrgénge veranstalten;

6. bei der Verwaltung der Berufsschulen gemaB den bundes- und landesrecht-
lichen Bestimmungen mitzuwirken;

7. das Genossenschaftswesen im Handwerk zu fordern;

8. (Uber Angelegenheiten der in ihr vertretenen Handwerke den Behdrden Gut-
achten und Auskiinfte zu erstatten;

9. die sonstigen handwerklichen Organisationen und Einrichtungen in der Erfdl-
lung ihrer Aufgaben zu unterstiitzen;

10. die von der Handwerkskammer innerhalb ihrer Zustandigkeit erlassenen Vor-
schriften und Anordnungen durchzufihren.

(2) Die Handwerksinnung soll

1. zwecks Erhohung der Wirtschaftlichkeit der Betriebe ihrer Mitglieder Einrich-
tungen zur Verbesserung der Arbeitsweise und der Betriebsflhrung schaffen
und férdern;

- 2. bei der Vergabe offentlicher Lieferungen und Leistungen die Vergabestellen
beraten;

3. das handwerkliche Pressewesen unterstiitzen.

(3) Die Handwerksinnung kann
1. zur Beilegung von Streitigkeiten zwischen Ausbildenden und ihren Lehrlingen
(Auszubildenden) einen AusschuB bilden {AusschuB fiir Lehrlingstreitigkeiten);

2. Tarifvertrage abschlieBen, soweit und solange solche Vertrdge nicht durch
den Innungsverband fiir den Bereich det Handwerksinnung geschlossen sind;

3. fir ihre Mitglieder und deren Angehorige Unterstiitzungskassen fir Falle der
Krankheit, des Todes, der Arbeitsunfahigkeit oder sonstiger Bedurftigkeit er-
richten;

4. bei Streitigkeiten zwischen den Innungsmitgliedern und ihren Auftraggebern
auf Antrag vermitteln;

5. Innungsmitglieder im Rahmen der gesetzlichen Bestimmungen vor Gericht
vertreten.

(4) Die Handwerksinnung kann auch sonstige MaBBnahmen zur Férderung der
gemeinsamen gewerblichen Interessen der Innungsmitglieder durchfihren.

(5) Die Errichtung und die Rechtsverhéltnisse der Innungskrankenkassen rich-
ten sich nach den hierfir geltenden bundesrechtlichen Bestimmungen.
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§4

(1) Soll in der Handwerksinnung eine Einrichtung der in § 3 Abs. 3 Nr. 3 vorgese-
henen Art getroffen werden, so sind die daflir erforderlichen Bestimmungen in
Nebensatzungen zusammenzufassen. Diese bedirfen der Genehmigung der
Handwerkskammer.

(2) Uber die Einnahmen und Ausgaben solcher Einrichtungen ist getrennt Rech-
nung zu fiihren und das hierfiir bestimmte Vermégen gesondert von dem Innungs-
vermdgen zu verwalten. Das getrennt verwaltete Vermédgen darf fir andere Zwek-
ke nicht verwandt werden. Die Glaubiger haben das Recht auf gesonderte Befrie-
digung aus diesem Vermdgen.

Zugehérigkeit zur Kreishandwerkerschaft

§5

(1) Die Handwerksinnung gehort der far ihren Sitz zustéandigen Kreishandwerker-
schaft an.

(2) Sie kann die Fihrung der Verwaltungsgeschéfte einschlieBlich der Buch- und
Kassenfihrung der Kreishandwerkerschaft Gbertragen. In diesem Fall ist der
Haupt-/Geschaftsfihrer gleichzeitig Geschaftsfihrer der Innung. Er ist berechtigt,
an den Sitzungen der Innungsorgane teilzunehmen. Die Rechte und Pflichten der
Organe der Handwerksinnung werden hierdurch nicht berihrt.

Mitgliedschaft

§6
Zum Eintritt in die Handwerksinnung ist berechtigt, wer
1. in die Handwerksrolle mit dem Handwerk oder einem wesentlichen Teil da-
von eingetragen ist, fir das die Handwerksinnung gebildet ist,
2. in dem Bezirk der Handwerksinnung seine gewerbliche Niederlassung hat,

3. nicht infolge strafgerichtlicher Verurteilung das Recht, in 6ffentlichen Angele-
genheiten zu wéhlen oder zu stimmen, verloren hat,

4. nicht durch gerichtliche Anordnung in der Verfigung Uber sein Vermbgen be-
schrankt ist und

5. noch nicht aus der Innung ausgeschlossen worden ist, sei es als gesetzli-
cher Vertreter einer juristischen Person oder als vertretungsberechtigter Ge-
sellschafter einer Personengesellschaft oder als selbsténdiger Handwerker.

7



§7

(1) Der Antrag auf Erwerb der Mitgliedschaft bei der Handwerksinnung (Aufnahme-
antrag) ist bei dieser schriftlich zu stellen. Der Vorstand entscheidet Uber die
Ablehnung. Uber den Widerspruch gegen die Ablehnung eines Aufnahmeantrages
entscheidet die Innungsversammiung.

(2) Personen, die sich um die Forderung der Handwerksinnung oder eines der
von ihr umfaBten Handwerke besondere Verdienste erworben haben, kénnen
durch Beschluf3 der Innungsversammlung zu Ehrenmitgliedern ernannt werden.
Ehrenmitglieder kénnen an den Innungsversammiungen mit beratender Stimme
teilnehmen.

§8

Die Innungsmitglieder, die Mitglieder des Gesellenausschusses und die Gesel-
lenmitglieder in den Innungsausschiissen haben einen Anspruch auf unentgelt-
liche Aushandigung einer Satzung.

§9

(1) Die Mitgliedschaft beginnt mit dem Tage der Entscheidung Uber den Aufnah-
meantrag.

(2) Die Mitgliedschaft endet mit

1. Austritt,

2. AusschluB3,

3. Tod,

4. Loéschung in der Handwerksrolle.

§10

Der Austritt eines Mitgliedes aus der Handwerksinnung kann nur zum Schiuf3
eines Rechnungsjahres erfolgen und muf3 mindestens drei Monate vorher der
Innung schriftlich angezeigt werden.

§11
(1) Durch Beschlu3 des Vorstandes ist auszuschlieBen, wer mit Ausnahme der

Falle des § 9 Abs. 2 Nr. 3 und 4 die Voraussetzungen fiir die Mitgliedschaft (§ 6)
nicht erfllt.

(2) Durch BeschiuB3 des Vorstandes kann insbesondere ausgeschlossen wer-
den, wer

1. gegen die Satzung grdblich oder beharrlich verst6B3t oder satzungsgeméBe
Beschlisse oder Anordnungen der Organe der Handwerksinnung nicht be-
folgt,

2. mit seinen Beitrdgen trotz Mahnung langer als ein halbes Jahr im Riickstand
geblieben ist.

(3) Vor dem BeschluB ist dem Betroffenen Gelegenheit zur AuBerung zu geben;
hierfur ist eine angemessene Frist einzurdumen. § 7 Abs. 1 Satz 3 findet entspre-
chende Anwendung.

§12

Ausscheidende Mitglieder verlieren alle Anspriiche an das Innungsvermégen und
— vorbehaltlich abweichender Bestimmungen der Nebensatzungen — an die von
der Handwerksinnung errichteten Einrichtungen. Sie bleiben zur Zahlung der Bei-
trage verpflichtet, die zum Zeitpunkt ihres Ausscheidens féllig waren. Ihre vertrag-
lichen und sonstigen Verbindlichkeiten, welche gegentiber der Handwerksinnung
oder deren Einrichtungen bestehen, werden durch das Ausscheiden nicht beriihrt.

§13
(1) Die Mitgiieder der Handwerksinnung haben gleiche Rechte und Pflichten.

(2) Jedes Innungsmitglied ist berechtigt, die Einrichtungen der Handwerksinnung
nach MaBgabe der Satzung, der Nebensatzungen und der Beschllsse der Innungs-
versammlung zu nutzen.

§ 14

Die Mitglieder sind verpflichtet, an der Erflillung der Aufgaben der Handwerksinnung
mitzuwirken und die Vorschriften der Satzung, der Nebensatzungen sowie die sat-
zungsgemafen Beschlisse und Anordnungen der Organe der Handwerksinnung
zu befolgen.

Gastmitgliedschaft

§15

(1) Die Handwerksinnung kann solche nattrlichen und juristischen Personen,
insbesondere des handwerksahnlichen Gewerbes, als Gastmitglieder aufneh-
men, die dem Handwerk, fir das die Innung gebildet ist, beruflich oder wirtschaft-
lich nahestehen. Die Gastmitglieder haben die in den Absatzen 2 bis 5 genann-
ten Rechte und Pflichten.

(2) Die Gastmitglieder sind berechtigt, die Einrichtungen der Innung in gleicher
Weise wie Innungsmitglieder zu nutzen. Sie nehmen an der Innungsversamm-
lung mit beratender Stimme teil.



(3) Betragt die Zahl der Gastmitglieder mehr als ein Viertel der Zahl der Innungs-
mitglieder, so nimmt ein Obmann der Gastmitglieder an den Sitzungen des Vor-
standes mit beratender Stimme teil. Der Obmann der Gastmitglieder wird von die-
sen aus ihrer Mitte gewahlt. Die Vorschriften Uber die Amtszeit und die Wahl des
Obermeisters gelten entsprechend.

(4) Die Innungsversammlung kann beschlieBen, daB Gastmitglieder einen Beitrag
zu entrichten haben.

(5) Fur Gastmitglieder gelten § 7 Abs. 1, §§ 8 bis 12 und § 14 entsprechend.

Wahlrecht, Stimmrecht und Wahlbarkeit

§ 16

Wahl- und stimmberechtigt in der Innungsversammilung sind die der Handwerks-
innung angehdrenden selbstandigen Handwerker. Fur eine juristische Person oder
eine Personengesellschaft kann nur eine Stimme abgegeben werden, auch wenn
mehrere vertretungsberechtigte Personen vorhanden sind.

§17

(1) Ein nach § 16 stimmberechtigtes Mitglied, das eine juristische Person, Inha-
ber eines Nebenbetriebes im Sinne des § 2 Nr. 2 oder 3 der Handwerksordnung ist,
oder seinen Betrieb nach § 4 der Handwerksordnung fortfihrt, kann sein Wahl- und
Stimmrecht auf den Betriebsleiter (ibertragen, falls dieser die Pflichten Gbernimmt,
die seinem Vollmachtgeber der Innung gegeniiber obliegen.

(2) In Ausnahmefallen kann das Wahl- und Stimmrecht auf ein qualifiziertes Fami-
lienmitglied oder einen Betriebsangehorigen Gbertragen werden.

(3) Auf diese finden die Bestimmungen der §§ 18 und 19 entsprechende Anwen-
dung. Die Ubertragung und die Ubernahme der Rechte bedarf der schriftlichen
Erklarung gegentber der Handwerksinnung.

§ 18
Ein Mitglied ist nicht wahl- und stimmberechtigt, wenn

1. die BeschluBfassung die Vornahme eines Rechtsgeschéftes oder die Einlei-
tung oder Erledigung eines Rechtsstreites zwischen ihm und der Handwerks-
innung betrifft,

2. es mit Innungsbeitrdgen langer als ein halbes Jahr im Ruckstand ist,

3. es infolge strafgerichtlicher Verurteilung das Recht, in 6ffentlichen Angelegen-
heiten zu wahlen oder zu stimmen, nicht besitzt,
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4. es durch gerichtliche Anordnung in der Verfligung (ber sein Vermdégen be-
schrénkt ist.

§19

(1) Wahibar zu Mitgliedern des Vorstandes und der Ausschiisse sind die wahlbe-
rechtigten Iinnungsmitglieder, die gesetzlichen Vertreter einer der Handwerksinnung
angehérenden juristischen Person oder die vertretungsberechtigten Gesellschaf-
ter einer der Handwerksinnung angehdrenden Personengesellschait, die

1. die Befugnis zum Ausbilden von Lehrlingen (Auszubildenden) besitzen,

2. das 65. Lebensjahr nicht liberschritten haben.

(2) Bei juristischen Personen und bei Personengesellschaften ist jeweils nur eine
Person wéhibar. Von dem Erfordernis des Abs. 1 Ziff. 1 und 2 kann die Innungsver-
sammlung mit einer Mehrheit von drei Viertel der anwesenden wahl- und stimmbe-
rechtigten Mitglieder Ausnahmen zulassen.

§20

(1) Gegen die Rechtsgiiltigkeit der Wahlen kann jeder Wahlberechtigte binnen
zwei Wochen nach der Wahl Einspruch beim Vorstand der Handwerksinnung er-
heben. Der Einspruch ist schriftlich einzulegen und zu begriinden.

(2) Wird der Einspruch abgelehnt, so ist hierlber ein schriftlich begriindeter Be-
scheid zu erteilen.

(3) Gegen den ablehnenden Bescheid kann binnen eines Monats nach Zugang
Widerspruch erhoben werden. Uber diesen entscheidet die Innungsversammiung.

§21

Mitglieder des Vorstandes und der Ausschisse, die Vertreter der Innung bei der
Kreishandwerkerschaft und dem Innungsverband verlieren ihr Amt, wenn Umstén-
de eintreten, welche die Wahlbarkeit ausschlieBen. Die Bestimmung des § 19 Abs.
1 Ziff. 2 findet keine Anwendung. Bei Meinungsverschiedenheiten entscheidet die
Innungsversammiung.

Organe

§ 22
Die Organe der Handwerksinnung sind,

1. die Innungsversammlung,
2. der Vorstand,
3. die Ausschisse.
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Innungsversammliung

§23

(1) Die Mitglieder der Handwerksinnung bilden die Innungsversammlung. Sie be-
schlieBt ber alle Angelegenheiten der Handwerksinnung, soweit sie nicht vom
Vorstand oder den Ausschiissen wahrzunehmen sind.

(2) Der Innungsversammlung obliegt insbesondere:

1. die Feststellung des Haushaltsplanes und die Bewilligung von Ausgaben,
welche im Haushaltsplan nicht vorgesehen sind,

2. die BeschluBfassung lber die H6he der Innungsbeitrage und Uber die Fest-
setzung von Gebiihren. GebUlhren kénnen auch von Nichtmitgliedern, die T&-
tigkeiten oder Einrichtungen der Innung in Anspruch nehmen, erhoben wer-
den,

3. die Prifung und Abnahme der Jahresrechnung,

4. die Wahl des Vorstandes und derjenigen Mitglieder der Ausschlsse, die aus
der Mitte der Innungsmitglieder zu entnehmen sind, sowie der Vertreter der
Handwerksinnung zur Kreishandwerkerschaft und zum Innungsverband,

5. die Wahi der selbstéandigen Handwerker als Mitglieder des Zwischen- und Ge-
sellenprifungsausschusses,

6. die Einsetzung besonderer Ausschiisse zur Vorbereitung einzelner Angele-
genheiten und zur Verwaltung einzelner Innungseinrichtungen,

7. der ErlaB von Vorschriften Uber die Lehrlingsausbildung entsprechend den
Vorschriften der Handwerkskammer,

8. die BeschluB3fassung tber

a) den Erwerb, die VerduBerung oder die dingliche Belastung von Grundei-
gentum,

b) die VerauBerung von Gegenstanden, die einen geschichtlichen, wissen-
schaftlichen oder klnstlerischen Wert haben,

¢) die Aufnahme von Darlehn,

d) den Abschluf3 von Vertragen, durch welche der Handwerksinnung fortlau-
fende Verpflichtungen auferlegt werden, mit Ausnahme der laufenden Ge-
schafte der Verwaltung,

e) die Anlegung des Innungsvermégens,

9. die BeschiuBfassung (ber Anderung der Satzung und Auflésung der Hand-
werksinnung,
10. die BeschluBfassung Uber Errichtung, Anderung und Auflésung von Neben-

satzungen (§ 4),

11. die BeschluBfassung (ber alle Einrichtungen, die zur Erfiillung der Aufgaben
der Handwerksinnung geschaffen werden sollen,

12. die BeschluBfassung iiber den Erwerb und die Beendigung der Mitglied-
schaft bei dem Innungsverband,

13. die Ubertragung der Geschiftsfilhrung der Handwerksinnung auf die Kreis-
handwerkerschatft,
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14. die Wahl des Geschéftsfuhrers und die Genehmigung seines Anstellungsver-
trages.

(3) Die Wahl der Vertreter zur Kreishandwerkerschaft und zum Innungsverband
(Abs. 2 Nr. 4) erfolgt fir die Dauer von .=.. Jahren.

(4) Die nach Abs. 2 Nr. 8 erforderliche BeschluBfassung der Innungsversamm-
lung erstreckt sich auch auf die durch Nebensatzungen begriindeten Einrichtun-
gen der Handwerksinnung, soweit nicht durch die Nebensatzung etwas anderes
bestimmt ist.

(5) Die nach Abs. 2 Nr. 7, 8, 9, 10, 11 und 14 gefaBten Beschliisse bedirfen der
Genehmigung durch die Handwerkskammer.

(6) Soll die Innungsversammlung den Beitritt zum Innungsverband (Abs. 2 Nr. 12)
oder den Austritt beschlieBen, so ist die Angelegenheit auf die Tagesordnung der
nachsten Innungsversammiung zu setzen und hierzu der Innungsverband recht-
zeitig einzuladen. Vor der BeschluBBfassung Uber die Ablehnung des Beitritts oder
den Austritt aus dem Landesinnungsverband ist einem Vertreter des Landesin-
nungsverbandes Gelegenheit zur AuBerung in der Innungsversammlung zu ge-
ben.

§24

Ordentliche Innungsversammlungen finden in der Regel halbjahrlich, mindestens
jedoch einmal jéhrlich statt. AuB3erordentliche Innungsversammliungen kénnen
einberufen werden, wenn das Interesse der Handwerksinnung es erfordert oder
ein Viertel der stimmberechtigten Mitglieder die Einberufung schriftlich unter An-
gabe des Zweckes und der Griinde verlangt. Wird dem Verlangen nicht entspro-
chen oder erfordert es das Interesse der Handwerksinnung, so kann die Hand-
werkskammer die Innungsversammlung einberufen und leiten.

§25

(1) Der Vorsitzende des Vorstandes (Obermeister) ladt Gber die Geschéftsstelle
unter Angabe der Tagesordnung zur ordentlichen Innungsversammiung minde-
stens sieben Tage vor der Sitzung ein. Bei auBBerordentlichen Innungsversamm-
lungen kann die Einladungsfrist in besonders dringenden Féllen bis auf drei Tage
verkirzt werden. Die Einladung erfolgt durch Rundschreiben.

(2) Dem Vorsitzenden des Gesellenausschusses ist der Zeitpunkt der Innungs-
versammlung rechtzeitig mitzuteilen und ausreichend Gelegenheit zu geben, Vor-
schlage fiir die Tagesordnung zu machen. Die Mitglieder des Gesellenausschus-
ses sind, sofern eine Beteiligungspflicht nach § 56 gegeben ist, schriftlich unter
Angabe der Tagesordnung einzuladen.
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§ 26 Vorstand

(1) Der Obermeister, in dessen Abwesenheit sein Stellvertreter, leitet die Innungs-

versammlung. § 30

(1) Der Vorstand besteht aus dem Obermeister, seinem Stellvertreter und bis
zu 2 weiteren Mitgliedern, von denen eines die Funktion des Lehrlingswartes
Ubernehmen kann. Vor einer Wahl beschlief3t die Innungsversammlung tber

(2) Der Obermeister ist berechtigt, Versammiungsteilnehmer, die seinen zur Lei-
tung der Verhandlung getroffenen Anordnungen nicht nachkommen oder sich un- «

gebuhrlich benehmen, aus der Versammlung auszuschlieBen.

(3) Uber die Verhandiungen der Innungsversammiung ist eine Niederschrift an-
zufertigen, in der séamtliche Beschliisse, Wahlen und Abstimmungen enthalten
sein missen. Die Niederschrift ist von dem Vorsitzenden der Versammiung und
dem Protokollfiihrer zu unterzeichnen und der nachsten Innungsversammlung
zur Genehmigung vorzulegen. Falls Angelegenheiten, bei denen der Gesellen-
ausschuB3 zu beteiligen war, Gegenstand der Niederschrift sind, ist sie insoweit
den Mitgliedern des Gesellenausschusses zuzuleiten.

§27

(1) Beschliisse der Innungsversammlung werden, soweit nichts anderes be-
stimmt ist, mit einfacher Mehrheit der bei der Abstimmung anwesenden Mitglie-
der gefaBt. Bei Stimmengleichheit gilt ein Antrag als abgelehnt.

(2) Beschliisse kdnnen von der Innungsversammiung nur ber solche Angele-
genheiten gefaBt werden, die bei ihrer Einberufung in der Tagesordnung bezeich-
net sind oder die — sofern es sich nicht um eine Satzungsénderung, die Aufio-
sung der Handwerksinnung oder den Widerruf der Bestellung des Vorstandes
oder einzelner Vorstandsmitglieder handelt — mit Zustimmung von drei Viertel der
anwesenden Stimmberechtigten vom Vorsitzenden nachtraglich auf die Tages-
ordnung gesetzt werden. Die in § 56 Abs. 2 bezeichneten Angelegenheiten kén-
nen nur dann nachtraglich auf die Tagesordnung gesetzt werden, wenn mehr als
die Halfte der Mitglieder des Gesellenausschusses anwesend ist und drei Viertel
der anwesenden Mitglieder des Gesellenausschusses mit der Behandlung der
Angelegenheit einverstanden sind.

§28

Die von der Innungsversammiung vorzunehmenden Wahlen erfolgen mit ver-
deckten Stimmzetteln. Bei Stimmengleichheit ist die Wahl zu wiederholen. Bei er-
neuter Stimmengleichheit entscheidet das Los. Wahlen durch Zuruf sind zulas-
sig, wenn niemand widerspricht. Uber die Wahlhandlung ist eine Niederschrift
anzufertigen.

Firr die Feststellung des Wahlergebnisses sind ausschlieBlich die abgegebe-
nen Ja- bzw. Nein-Stimmen maf3gebend.

§29

Die Innungsversammlung regelt ihre Geschéftsordnung, soweit die Satzung kei-
ne naheren Vorschriften trifft, durch Beschluf3.
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die genaue Anzahl der zu wahlenden Vorstandsmitglieder.

(2) Die Amtsdauer des Vorstandes betragt 5. Jahre. Die Mitglieder des Vor-
standes bleiben nach Ablauf ihrer Wahizeit so lange im Amt, bis ihre Nachfolger
das Amt angetreten haben. Scheiden Mitglieder des Vorstandes vor Ablauf ihrer
Wabhl aus, so ist in der nachsten Innungsversammiung eine Neuwahl fir den Rest
der Wabhlzeit vorzunehmen,

(3) Die Innungsversammlung kann die Bestellung des Vorstandes oder einzel-
ner seiner Mitglieder widerrufen, wenn ein wichtiger Grund vorliegt; ein solcher
Grund ist insbesondere grobe Pflichtverletzung oder Unféahigkeit. Der Widerruf
kann nur mit einer Mehrheit von drei Viertel der erschienenen Stimmberechtigten
beschlossen werden.

(4) Die Mitglieder des Vorstandes verwalten ihr Amt als Ehrenamt unentgeltlich.
Fir bare Auslagen und Zeitversaumnis wird Ersatz und Entschédigung nach den
von der Innungsversammlung zu beschlieBenden Sétzen gewéhrt. Die Zahlung
eines pauschalierten Ersatzes fir bare Auslagen in der Form von Tages- und
Ubernachtungsgeldern ist zuldssig. Den Vorstandsmitgliedern kann fir den mit
ihrer Tatigkeit verbundenen Aufwand eine angemessene Entschadigung gewéahrt
werden.

§ 31

(1) Der Obermeister und sein Stellvertreter werden von der Innungsversamm-
lung in je einem besonderen Wahigang mit absoluter Stimmenmehrheit der
erschienenen Stimmberechtigten gewéhlt. Falit die Mehrzahl der abgegeben-
en Stimmen nicht auf eine Person, so findet eine engere Wahl unter denjeni-
gen beiden Personen statt, welche die meisten Stimmen erhalten haben. Die
Wahl der weiteren Mitglieder des Vorstandes erfolgt mit einfacher Stimmenmehr-
heit.

auem
(2) Die Wahl des Obermeisters findet unter Leitung
step- anwesenden Innungsmitgliedes, die Wahl der Gbrigen Vorstandsmitglieder
unter Leitung des Obermeisters statt.

(3) Die Wahl des Vorstandes ist der Handwerkskammer binnen einer Woche
anzuzeigen.
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niemeier
Maschinengeschriebenen Text




niemeier
Maschinengeschriebenen Text
(1) Der Vorstand besteht aus dem Obermeister, seinem Stellvertreter und bis 
zu 2 weiteren Mitgliedern, von denen eines die Funktion des Lehrlingswartes 
übernehmen kann. Vor einer Wahl beschließt die Innungsversammlung über 
die genaue Anzahl der zu wählenden Vorstandsmitglieder. 


§ 32

(1) Sitzungen des Vorstandes finden nach Bedarf statt; sie missen auf Antrag
von mindestens einem Drittel der Vorstandsmitglieder einberufen werden.

(2) Der Obermeister ladt Uber die Geschéaftsstelle schriftlich zu den Sitzungen
des Vorstandes ein und leitet sie; in Ausnahmeféllen kann die Einladung auch
mindlich erfolgen. Der Gesellenausschu3 kann jederzeit im Rahmen seiner ge-
setzlichen Aufgaben Vorschldge zur Tagesordnung flr die nachste Vorstandssit-
zung einreichen. Sollen Angelegenheiten beraten oder beschlossen werden, in
denen der Gesellenausschuf3 zu beteiligen ist (§ 56), so ist ein Mitglied des Ge-
sellenausschusses schriftlich unter Angabe der Tagesordnung einzuladen.

(3) Der Vorstand ist beschlu3fahig, wenn einschlieBlich des Vorsitzenden mehr
als die Halfte der Mitglieder anwesend ist.

(4) Die Beschllsse werden mit einfacher Stimmenmehrheit gefa3t; bei Stimmen-
gleichheit gilt der Antrag als abgelehnt. An der Beratung und BeschluBfassung
Uber solche Angelegenheiten, die das persénliche Interesse eines Vorstands-
mitgliedes berihren, darf dieses nicht teilnehmen.

(5) In eiligen Sachen kann ein Vorstandsbeschluf3, wenn kein Mitglied des Vor-
standes widerspricht, auch schriftlich oder fernmindlich herbeigefiihrt werden.

(8) Uber die Sitzungen des Vorstandes ist eine Niederschrift anzufertigen, in der
sadmtiliche Beschliisse enthalten sein missen; sie ist von dem Vorsitzenden und
dem Protokollfiihrer zu unterzeichnen. § 26 Abs. 3 Satz 3 gilt entsprechend.

§ 33

(1) Der Obermeister und der Geschéftsfiihrer, im Verhinderungsfall ihre Stellver-
treter, vertreten gemeinsam die Handwerksinnung gerichtlich und auBBergericht-
lich. Hat die Innung keinen Geschaftsfihrer, so kann die Vertretung in Abs. 1 S. 1
auch wie folgt geregelt werden: ,Der Obermeister, im Verhinderungsfall sein Ver-
treter, und ein weiteres Vorstandsmitglied vertreten gemeinsam die Handwerks-
innung”.

(2) Als Ausweis des Vorstandes geniigt bei allen Rechtsgeschéften die Beschei-
nigung der Handwerkskammer, daB3 die darin bezeichneten Personen zur Zeit
den Vorstand bilden.

(3) Willenserklarungen, welche die Handwerksinnung vermdgensrechtlich ver-
pflichten, bedlrfen der Schriftform; sie miissen vom Obermeister und dem Ge-
schéftsflhrer unterzeichnet sein. Dies gilt nicht fir laufende Geschéafte der Ver-
waltung.

§ 34

(1) Dem Vorstand obliegt die Verwaltung der Handwerksinnung, soweit sie nicht
gesetzlich oder durch Bestimmungen der Satzung oder der Nebensatzungen der
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Innungsversammiung vorbehalten oder anderen Organen Ubertragen ist. Die Ge-
schéafte der Innung werden nach den Richtlinien des Vorstandes von dem Ge-
schéaftsfliihrer geflhrt.

(2) Der Vorstand bereitet die Verhandlungen der Innungsversammlung vor und
flihrt die Beschlisse aus.

(3) Der Vorstand kann die Verteilung der Geschéfte unter seinen Mitgliedern durch
Beschluf3 regeln.

(4) Die Mitglieder des Vorstandes sind zur ordnungsgemaBen Verwaltung ver-
pflichtet; sie haften fiir jeden aus einer Pflichtverletzung entstandenen Schaden,
soweit ihnen grobe Fahrlassigkeit oder Vorsatz zur Last féilt; sind mehrere fir den
Schaden verantwortlich, so haften sie als Gesamtschuldner.

Geschiftsfiihrung

§35

(1) Die Erledigung der laufenden Geschéfte der Verwaltung obliegt dem Ge-
schaftsfiihrer. Insoweit vertritt er die Handwerksinnung. Laufende Geschéfte der
Verwaltung sind alle Verwaltungsaufgaben, die nach Art und Ausmaf3 regelméBig
wiederkehren.

(2) Der Geschaftsfiihrer oder eine andere vom Vorstand bevollméchtigte Person
kann die Innungsmitglieder im Rahmen der gesetzlichen Bestimmungen vor Ge-
richt vertreten.

(3) Der Geschaftsfuhrer ist berechtigt, an den Sitzungen der Organe der Innung
teilzunehmen, soweit es sich nicht um eigene Angelegenheiten handelt.

Ausschiisse

§ 36

(1) Die Handwerksinnung bildet standige Ausschiisse; auBerdem kénnen flr
einzelne Angelegenheiten besondere Ausschlsse errichtet werden.

(2) Die Ausschiisse haben, soweit die Satzung nichts anderes bestimmt, die in
ihren Geschéaftsbereich fallenden Angelegenheiten vorzuberaten und Uber das
Ergebnis ihrer Beratungen dem Vorstand zu berichten. Uber die Berichte be-
schiief3t das zustandige Organ der Handwerksinnung.

(3) Die Mitglieder der Ausschiisse verwalten ihr Amt als Ehrenamt. § 30 Abs. 4
gilt entsprechend. Die Entschadigung der Gesellenmitglieder flir Zeitversdum-
nisse ist so zu bemessen, daf3 sie den Lohnausfall einschlieBlich der lohnge-
bundenen Abgaben deckt. Wird den Gesellenmitgliedern der Lohn fortgezahlt, so
ist die Entschadigung auf Antrag an den Betriebsinhaber zu zahlen.
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§ 37

(1) Die Vorsitzenden und Mitglieder der stindigen Ausschisse werden von der
Innungsversammlung — vorbehaltlich der Bestimmungen der §§ 41 Abs. 2, 44
Abs. 4, 51 Abs. 2 ~ die Gesellenvertreter vom GesellenausschuB auf .. 5... Jah-
re mit einfacher Stimmenmehrheit gewé&hlt; flr jedes Mitglied ist ein Stellvertreter
zu wahlen. Wiederwahl ist zuléssig. § 30 Abs. 2, Satz 3 und Abs. 3 gelten mit der
MafBgabe entsprechend, daf3 die Neuwahi, die Berufung und der Widerruf der
Bestellung von AusschuBmitgliedern, die Gesellen sind, nur vom Gesellenaus-
schuf3 vorgenommen werden kann.

(2) Die Mitglieder der stéandigen Ausschiisse Uben ihre Tatigkeit bis zur Neuwabhl
der Nachfolger aus.

(3) Die Vorstandsmitglieder kénnen an den Sitzungen der Ausschiisse mit bera-
tender Stimme teilnehmen. Das gleiche Recht steht dem Vorsitzenden des Ge-
sellenausschusses bei den Ausschiissen mit Gesellenmitwirkung zu.

§ 38

Die Ausschiisse sind, soweit nichts anderes bestimmt ist, beschlu3fdhig, wenn
einschlieBlich des Vorsitzenden mindestens die Hélfte der Mitglieder anwesend
ist. Die Beschlisse werden mit einfacher Stimmenmehrheit gefaBt. Bei Stim-
mengleichheit gilt der Antrag als abgelehnt. Es ist eine Niederschrift anzufertigen.

Sténdige Ausschiisse

§39
(1) Als stdndige Ausschisse sind zu bilden

1. ein AusschuB3 flr die Berufsbildung,

2. Gesellenprifungsauschisse und Zwischenprifungsausschiisse, sofern die
Handwerkskammer zur Errichtung erméchtigt hat,

3. ein Rechnungs- und KassenprifungsausschuB.

(2) Als standiger AusschuB kann ein Ausschul3 zur Schlichtung von Streitigkeiten
zwischen Ausbildenden und Lehrlingen (Auszubildenden) gebildet werden.

(3) Den Mitgliedern der in Abs. 1 und 2 genannten Ausschisse sind die fur ihre
Tatigkeit erforderlichen Arbeitsmittel unentgeltlich zur Verfiigung zu stellen.

AusschuB fiir die Berufshildung

§ 40

Der Ausschuf3 hat nach Maf3gabe der fiir die Berufsbildung geltenden Vorschrif-
ten alle Angelegenheiten, welche die Berufsbildung betreffen, insbesondere fol-
gende Gegensténde zu beraten:
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1. die Vorschriften (ber die Berufsbildung der Lehrlinge (Auszubildenden) (§ 23
Abs. 2 Nr. 7),

2. Stellungnahmen in Verfahren zur Untersagung des Einstellens und Ausbildens
von Lehrlingen (Auszubildenden), soweit die Haridwerksinnung damit befaf3t
wird.

§4

(1) Der AusschuB fir die Berufsbildung besteht aus einem Vorsitzenden und
mindestens vier Beisitzern, von denen die Halfte Innungsmitglieder, die in der
Regel Gesellen oder Lehrlinge (Auszubildende) beschaftigen, und die andere
Halfte Gesellen, die die Voraussetzungen der Wahlbarkeit fiir den Gesellenaus-
schuf3 (§ 59) erfullen, sein mussen.

(2) Der Vorsitzende sowie die Beisitzer, die Innungsmitglieder sind, werden von der
Innungsversammiung, die Beisitzer, die Gesellen sind, werden von dem Ge-
sellenausschuB gewahlt. Bei der Wahl des Vorsitzenden nehmen die Mitglieder des
Gesellenausschusses mit vollem Stimmrecht an der Innungsversammiung teil. § 56
Abs. 4 findet Anwendung.

Gesellenpriifungsausschuf3

§42

Ermaéchtigt die Handwerkskammer die Handwerksinnung zur Errichtung eines
Gesellenpriifungsausschusses, so gelten die Vorschriften der §§ 43 bis 47.

§43

Der GesellenprifungsausschuB ist fiir die Abnahme der Gesellenprifung aller Lehr-
linge (Auszubildenden) der in der Handwerksinnung vertretenen Handwerke ihres
Bezirks zustandig, soweit nicht die Handwerkskammer etwas anderes bestimmt.

§ 44

(1) Der GesellenprifungsausschuB3 besteht aus mindestens drei Mitgliedern. Die
Mitglieder missen flir die Prifungsgebiete sachkundig und fir die Mitwirkung im
Prifungswesen geeignet sein.

(2) Dem PrufungsausschuB missen als Mitglieder selbsténdige Handwerker oder
Betriebsleiter, die die Voraussetzungen fir die Eintragung in die Handwerksrolle
erfillen, und Arbeitnehmer in gleicher Zahl sowie mindestens ein Lehrer einer be-
rufsbildenden Schule angehéren. Mindestens zwei Drittel der Gesamtzahl der Mit-
glieder mussen selbsténdige Handwerker und Arbeitnehmer sein. Di?/litglieder
haben Stellvertreter. Die Mitglieder und die Stellvertreter werden fir ...=..... Jahre
berufen oder gewahit.
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(3) Die selbstandigen Handwerker mlssen in dem Handwerk, flr das der Pri-
fungsausschuf3 errichtet ist, die Meisterpriifung abgelegt haben oder zum Ausbil-
den berechtigt sein. Die Arbeitnehmer missen die Gesellenprifung in dem Hand-
werk, fir das der Prifungsausschul3 errichtet ist, oder eine entsprechende Ab-
schluBpriifung in einem anerkannten Ausbildungsberuf nach § 25 Berufsbildungs-
gesetz bestanden haben und handwerklich tatig sein. Arbeitnehmer, die eine ent-
sprechende ausléndische Befédhigung erworben haben und handwerklich tétig sind,
kénnen in den Prifungsausschul3 berufen werden.

(4) Far die mit Erméchtigung der Handwerkskammer von der Handwerksinnung
errichteten Prifungsausschiisse werden die selbstandigen Handwerker von der
Innungsversammiung, die Arbeitnehmer von dem Gesellenausschuf3 gewahlt. Der
Lehrer einer berufsbildenden Schule wird im Einvernehmen mit der Schulaufsichts-
behdrde oder der von ihr bestimmten Stelle nach Anhérung der Handwerksinnung
von der Handwerkskammer berufen.

(5) Die Mitglieder der Priifungsausschiisse kénnen nach Anhérung der an ihrer
Berufung Beteiligten aus wichtigem Grund abberufen werden. Die Absétze 4 und
5 gelten flr die Stellvertreter entsprechend.

(6) Die Tatigkeit im Prifungsausschuf3 ist ehrenamtlich. Flir bare Auslagen und
flr Zeitversdumnis ist, soweit eine Entschadigung nicht von anderer Seite ge-
wéhrt wird, eine angemessene Entschadigung zu zahlen, deren Héhe von der
. Handwerkskammer mit Genehmigung der Obersten Landesbehdrde festgesetzt
wird.

(7) Von Abs. 2 darf nur abgewichen werden, wenn andernfalls die erforderliche
Zahl von Mitgliedern des Priifungsausschusses nicht berufen werden kann.

§45

Der PrifungsausschuB3 wéhlit aus seiner Mitte einen Vorsitzenden und dessen Stell-
vertreter. Der Vorsitzende und sein Stellvertreter sollen nicht derselben Mitglieder-
gruppe angehdren. Der PrifungsausschuB ist beschluBfiahig, wenn zwei Drittel der
Mitglieder, mindestens drei, mitwirken. Er beschlie3t mit der Mehrheit der abgege-
benen Stimmen. Bei Stimmengleichheit gibt die Stimme des Vorsitzenden den Aus-
schlag.

§ 46

(1) Die Gesellenprifung wird durch eine von der Handwerkskammer mit Geneh-
migung der Obersten Landesbehérde zu erlassene Gesellenprifungsordnung ge-
regelt.

(2) Die Prifungsgebihr ist von der Handwerkskammer im Einvernehmen mit der
Innung festzulegen.
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§47

Die Kosten der Gesellenprifung tragt die Handwerksinnung, der auch die Pri-
fungsgebihren zuflieBen.

Zwischenpriifungsausschuf3

§ 48

Fiir den ZwischenpriifungsausschuB gelten die Bestimmungen der §§ 43, 44
Abs. 2 u. 7; 45, 46 und 47 entsprechend.

Rechnungs- und Kassenpriifungsausschuf3

§ 49

(1) Der Rechnungs- und Kassenprifungsausschul3 besteht aus mindestens zwei
Innungsmitgliedern, die nicht dem Vorstand angehoren diirfen. Sie werden von der
Innungsversammiung auf die Dauer von A Jahren gewahlt.

(2) Der AusschuB hat die Rechnungs- und Kassenfiihrung sowie die Jahres-
rechnung zu prifen und darlber in der Innungsversammlung zu berichten.

AusschuB zur Schlichtung von Streitigkeiten zwischen
Ausbildenden und Lehrlingen (Auszubildenden)

§50

(1) Der Entscheidung des Ausschusses unterliegen Streitigkeiten zwischen Aus-
bildenden und ihren Lehrlingen (Auszubildenden) aus allen Berufsausbildungs-
verhéltnissen der in der Handwerksinnung vertretenen Handwerke ihres Bezirks
1. aus dem Ausbildungsverhalitnis,

2. (ber das Bestehen oder Nichtbestehen eines Ausbildungsverhéitnisses,

3. aus unerlaubten Handlungen, soweit diese mit dem Ausbildungsverhéltnis
in Zusammenhang stehen.

(2) Die Zusténdigkeit des Ausschusses entféllt, wenn das Ausbildungsverhaltnis
zur Zeit der Schlichtung der Streitigkeit nicht mehr besteht.
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§ 51

(1) Der Ausschuf3 zur Schlichtung von Streitigkeiten zwischen Ausbildenden und
Lehrlingen (Auszubildenden) besteht aus dem Vorsitzenden und zwei Beisitzern.
Der Vorsitzende darf nicht Mitglied der Handwerksinnung und weder Arbeitgeber
noch Arbeitnehmer in einem gewerblichen Betrieb sein. Ein Beisitzer muf3 Innungs-
mitglied sein und in der Regel Gesellen oder Lehrlinge (Auszubildende) beschfti-
gen; der andere Beisitzer muB3 Geselle sein und die Voraussetzungen der Wahl-
barkeit fir den Gesellenausschuf3 (§ 59) erfillen.

(2) Der Vorsitzende sowie der Beisitzer, der Innungsmitglied ist, werden von der
Innungsversammilung, der Beisitzer, der Geselie ist, von dem GesellenausschuB3
gewahlt. Bei der Wahl des Vorsitzenden nehmen die Mitglieder des Gesellenaus-
schusses mit vollem Stimmrecht an der Innungsversammlung teil. § 56 Abs. 4 fin-
det Anwendung.

§ 52

Die Durchfiihrung des Verfahrens vor dem Ausschuf3 richtet sich nach der von der
Handwerkskammer erlassenen Verfahrensordnung.

Fachgruppen

§ 53

Die Handwerksinnung kann fur die Arbeitsgebiete...... Fachgruppen bilden. Der
Fachgruppe gehéren die Betriebe an, die das Handwerk/Gewerbe ausiben, fir
das die Fachgruppe gebildet ist.

§54

Die Fachgruppen haben die Aufgabe, die fachlichen Interessen ihres Handwerks/
Gewerbes in der Handwerksinnung zu vertreten. Sie kénnen hierzu Anregungen
und Wiinsche dem Vorstand der Handwerksinnung mitteilen.

§ 55

(1) Die Fachgruppe wahlt einen Vorsitzenden (Fachgruppenleiter). Dieser vertritt
die fachlichen Interessen seines Handwerks bei der Fachgruppe des Landes-
innungsverbandes.

(2) Zu den Sitzungen des Vorstandes und der Ausschlsse der Handwerksinnung,
bei denen Angelegenheiten einer bestimmten Fachgruppe beraten werden, ist der
Fachgruppenleiter hinzuzuziehen.
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Gesellenausschuf3

§ 56

(1) Im Interesse eines guten Verhaltnisses zwischen den Innungsmitgliedern und
den bei ihnen beschaftigten Gesellen wird bei der Handwerksinnung ein Gesellen-
ausschuf errichtet. Der Gesellenausschuf3 hat die Gesellenmitglieder der Ausschuis-
se zu wahlen, bei denen die Mitwirkung der Gesellen durch Gesetz oder Satzung
vorgesehen ist.

(2) Der GesellenausschuB ist zu beteiligen

1. bei ErlaB3 von Vorschriften Gber die Regelung der Lehrlingsausbildung,

2. bei MaBnahmen zur Férderung und Uberwachung der beruflichen Ausbil-
dung und zur Férderung der charakterlichen Entwicklung der Lehrlinge,

3. bei der Errichtung der Gesellenprifungsausschusse,

4. bei MaBnahmen zur Forderung des handwerklichen Kénnens der Gesellen,
insbesondere bei der Errichtung oder Unterstitzung der zu dieser Férderung
bestimmten Fachschulen und Lehrgénge,

5. bei der Mitwirkung an der Verwaltung der Berufsschulen geman den Vorschrif-
ten der Unterrichtsverwaltungen,

6. bei der Wahl oder Benennung der Vorsitzenden von Ausschissen, bei denen
die Mitwirkung der Gesellen durch Gesetz oder Satzung vorgesehen ist,

7. bei der Begriindung und Verwaltung aller Einrichtungen, fir weiche die Gesel-
len Beitrage entrichten oder eine besondere Muhewaltung ibernehmen oder
die zu ihrer Unterstiitzung bestimmt sind.

(3) Die Beteiligung des Gesellenausschusses hat mit der MaBgabe zu erfolgen,
dafi

1. bei der Beratung und BeschluBfassung des Vorstandes der Handwerks-
innung mindestens ein Mitglied des Gesellenausschusses mit vollem Stimm-
recht teilnimmt,

2. bei der Beratung und BeschluBfassung der Innungsversammlung seine
samtlichen Mitglieder mit vollem Stimmrecht teilnehmen,

3. bei der Verwaltung von Einrichtungen, fir welche die Gesellen Aufwendungen
zu machen haben, vom Gesellenausschu3 gewahlte Gesellen in gleicher
Zahl zu beteiligen sind wie die Innungsmitglieder.

(4) Zur Durchflihrung von Beschliissen der Innungsversammlung in den in Abs. 2
bezeichneten Angelegenheiten bedarf es der Zustimmung des Gesellenaus-
schusses. Wird die Zustimmung versagt oder nicht in angemessener Frist erteilt,
so kann die Handwerksinnung die Entscheidung der Handwerkskammer binnen
eines Monats beantragen.

(5) Die Beteiligung des Gesellenausschusses entféllt in den Angelegenheiten, die
Gegenstand eines von der Handwerksinnung oder von dem tnnungsverband ab-
geschlossenen oder abzuschlieBenden Tarifvertrages sind.
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§ 57

(1) Der Gesellenauschuf3 besteht aus dem Vorsitzenden (Altgeselien) und ..
weiteren Mitgliedern.

(2) Fur die Mitglieder des Gesellenausschusses sind Stellvertreter zu wéhlen,
die im Falle der Verhinderung oder des Ausscheidens fiir den Rest der Wahlzeit
in der Reihenfolge der Wahl eintreten.

(3) Die Mitglieder des Gesellenausschusses werden auf die Dauer von .5. Jah-
ren mit verdeckten Stimmzetteln in allgemeiner, unmittelbarer und gleicher Wahl
gewdhlt. Sie behalten, auch wenn sie nicht mehr bei Innungsmitgliedern be-
schaftigt sind, solange sie im Bezirk der Handwerksinnung im Betrieb eines
selbstandigen Handwerkers verbleiben, die Mitgliedschaft noch bis zum Ende
der Wabhlzeit, jedoch héchsten fiir ein Jahr. Im Falle eintretender Arbeitslosigkeit
behalten sie ihr Amt bis zum Ende der Wahizeit.

(4) Die Mitglieder des Gesellenausschusses bleiben nach Ablauf der Wahlzeit so
lange in ihrem Amt, bis ihre Nachfolger das Amt angetreten haben.

§ 58

. (1) Berechtigt zur Wahl des Gesellenausschusses sind die bei den Innungsmit-

gliedern beschéftigten Geselien. Geselle ist, wer die Gesellenprifung oder eine
entsprechende AbschluBprifung abgelegt hat und der nicht nur voriibergehend
in einem Handwerksbetrieb mit Arbeiten betraut ist, die gewdhnlich nur von ei-
nem Gesellen oder Facharbeiter ausgefiihrt werden.

(2) Nicht wahlberechtigt sind Personen, die infolge strafgerichtlicher Verurteilung
das Recht, in allen Angelegenheiten zu wahlen oder zu stimmen, nicht besitzen.

(3) Zur Stimmabgabe bedarf der Geselle einer Bescheinigung, aus der sich ergibt,
seit wann er in dem Betrieb eines Innungsmitgliedes als Geselle beschaftigt ist. Die
Innungsmitglieder haben diese Bescheinigung den bei ihnen beschéftigten Gesel-
len auszustellen. Auf Beschluf3 des Innungsvorstandes und des Wabhlleiters kon-
nen die Bescheinigungen auch in Listen zusammengefaf3t werden.

§59
(1) Wahlbar ist jeder wahlberechtigte Geselle, der
1. volljahrig ist,

2. eine Gesellenprifung oder eine entsprechende AbschluBprifung abgelegt
hat und

3. seit mindestens drei Monaten in dem Betrieb eines der Handwerksinnung
angehdrenden selbstédndigen Handwerkers beschéftigt ist.
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§ 60

Eine kurzzeitige Arbeitslosigkeit 1a3t das Wahlrecht nach den §§ 58 und 59 unbe-
rihrt, wenn diese zum Zeitpunkt der Wahl nicht langer als drei Monate besteht.

§ 61

Die Wahl der Mitglieder des Gesellenausschusses ist vorbehaltlich der Bestim-
mung des § 68 in einer Wahlversammlung der wahlberechtigten Gesellen durch-
zuflihren.

§ 62

Die Durchfthrung der Wahl obliegt einem in der Wahlversammlung zu wéhlen-
den Wahlleiter, der die Voraussetzungen des § 59 erfiillt. Die Handwerksinnung
tragt die fur die Wah! erforderlichen Kosten.

§63

(1) Zeit und Ort der Wahlversammlung bestimmt der amtierende Gesellenaus-
schuf3 spatestens vier Wochen vor Ablauf seiner Amtszeit. Soweit ein Ausschuf
nicht besteht, bestimmt der Obermeister Zeit und Ort der Wahlversammlung mit
gleicher Frist.

(2) Der Gesellenausschuf3 oder ggfls. der Obermeister hat die Wahlberechtig-
ten mindestens zwei Wochen vor dem Wahltermin zur Wahlversammlung durch
Bekanntmachung einzuladen.

(8) Die Innungsmitglieder haben den bei ihnen beschéftigten Gesellen die Be-
kanntmachung mitzuteilen.

(4) Der Wahltermin ist so zu legen, daB3 in der Regel kein Lohnausfall eintritt.
Etwa entstandener Lohnausfall wird durch die Handwerksinnung nicht ersetzt.

§ 64

(1) Der Wahilleiter leitet die Wahlversammlung. Er hat vor Beginn der Wahl das
Wahlverfahren zu erldutern und fir den ordnungsgemaBen Ablauf der Wahl zu
sorgen.

(2) Die Mitglieder des Gesellenausschusses und die Stellvertreter werden in
einem Wahlgang von den anwesenden Wahlberechtigten gewahit. Jeder Wahi-
berechtigte kann in dem Stimmzettel nur so viele wahlbare Gesellen bezeichnen,
als Mitglieder und Stellvertreter in den Gesellenausschuf3 zu wéahlen sind.

(3) Wahlvorschlage kénnen durch Zuruf oder schriftlich gemacht werden. Schrift-
liche Wahlvorschlage sind in der Wahlversammlung dem Wahlleiter zu tberge-
ben. Der Wahlleiter prift bei den mindlich oder schriftlich gemachten Wahlvor-
schlagen, ob die genannten Bewerber die Voraussetzungen der Wahlbarkeit (§§
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58 bzw. 59) erflllen. Wahlvorschldge, die diesem Erfordernis nicht entsprechen,
sind zurickzuweisen. Die glltigen Wahlvorschlage sind vom Wabhlleiter vor Be-
ginn der Wahl der Wahlversammlung bekanntzugeben.

(4) DerWabhlleiter hadndigt jedem Wahlberechtigten gegen Vorweisung der Beschei-
nigung Uber die Beschaftigung bei einem Innungsmitglied (§ 58 Abs. 3) einen mit
dem Innungsstempel versehenen Stimmzettel aus.

(5) DerWahlberechtigte bezeichnet die wéhlbaren Personen, denen er seine Stim-
me gibt, mit Vor- und Zunamen auf dem Stimmzettel und Ubergibt diesen zugleich
mit der Beschaftigungsbescheinigung dem Wahlieiter. Der Wahlleiter kann verlan-
gen, daf3 sich der Wahler durch seinen Personalausweis ausweist.

(6) Nach Beendigung der Stimmabgabe stellt der Wahlleiter fest, wieviel Stimmen
auf die einzelnen Bewerber entfallen. Gewéhlt sind die Bewerber, welche die mei-
sten Stimmen auf sich vereinigen, und zwar gelten die ersten ....3..... Mitglieder,
als die folgenden.3... als Stelivertreter. Bei Stimmengleichheit entscheidet das
Los.

(7) Uber die Wahlhandlung ist eine Niederschrift anzufertigen, die vom Wahtleiter
zu unterzeichnen ist.

§ 65

(1) Fihrt die Wahlversammiung zu keinem Ergebnis, so ist von dem Gesellenaus-
schuf3 oder ggfls. vom Obermeister gem. § 85 innerhalb von zwei Wochen seit der
ersten Wahlversammlung zur Einreichung von schriftlichen Wahlvorschlagen auf-
zufordern. § 63 Abs. 3 findet entsprechende Anwendung.

(2) In der Aufforderung der Handwerksinnung zur Abgabe schriftlicher Wahlvor-
schlage sind die Erfordernisse dieser Wahlvorschlage (§ 66) bekanntzugeben.

§ 66

(1) Jeder Wahlvorschiag muB die Namen_von so vielen Bewerbern enthalten,
wie Mitglieder und soll so viele Bewerber enthalten, wie Mitglieder und Stellvertre-
ter fiir den Gesellenausschuf3 zu wahlen sind. Die Bewerber sind mit Vor- und
Zunamen, Beruf, Wohnort und Wohnung so deutlich zu bezeichnen, daf3 tber ihre
Person kein Zweifel besteht, auch muB3 aus dem Wahlvorschlag zweifelsfrei her-
vorgehen, wer als Mitglied und wer als Stellvertreter vorgeschlagen wird.

(2) Jeder Wahlvorschlag muB von mindestens ..ek... Wahlberechtigten unterzeich-
net sein. Die Unterzeichner miissen bei der Unterschrift auch Beruf, Wohnort und
Wohnung angeben. Die Unterschriften missen leserlich sein.

(3) Die Wahlvorschlage miissen innerhalb drei Wochen seit der Aufforderung zur
Einreichung von Wahlvorschldgen bei dem Gesellenausschuf3 oder ggfls. dem
Obermeister eingereicht werden.

(4) Mit jedem Wabhlvorschlag ist die Erkldrung der Bewerber einzureichen, daf3
sie der Aufnahme ihrer Namen in den Wahivorschlag zustimmen.
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§ 67

Der Gesellenausschuf3 oder ggfls. der Obermeister priift die Wahlvorschlage, ob
die in ihnen genannten Bewerber die Voraussetzungen fiir die Wéhlbarkeit (§§ 58
bzw. 59) erfilllen und ob die Wahlvorschlage den Erfordernissen des § 66 entspre-
chen. Wahlvorschlége, die diesen Anforderungen nicht geniigen, sind zurlickzu-
weisen. Glltige Wahlvorschlage sind nach dem Namen des im Vorschlag zuerst
genannten Bewerbers zu bezeichnen.

§68

Wird nur ein gultiger Wahlvorschlag eingereicht, so gelten die darin bezeichneten
Bewerber als gewéhlt.

§ 69

(1) Sind mehrere gultige Wahlvorschidge eingereicht worden, so bestimmt der
GesellenausschuB3 oder ggfls. der Obermeister Zeit und Ort der zweiten Wahlver-
sammlung. Die Wahlversammlung muB innerhalb von vier Wochen seit Ablauf
der Frist zur Einreichung von Wahlvorschlagen (§ 66 Abs. 3) stattfinden. § 63, § 64
Abs. 2, 3 und 4 und § 65 Abs. 1 finden Anwendung.

(2) Die Sitze im Gesellenausschu3 und die Stellvertreter werden auf die Wahl-
vorschlage nach dem Verhélinis der ihnen zugefallenen Gesamtstimmzahlen in
der Weise verteilt, daB diese Zahlen der Reihe nach durch 1, 2, 3, 4 usw. geteilt
und von den dabei gefundenen, der GréBe nach zu ordnenden Zahlen, so viel
Hoéchstzahlen ausgesondert werden, als Bewerber zu wahlen sind (d'Hondt'sches
System). Jeder Wahlvorschlag enthalt so viel Sitze im Gesellenausschuf3 und
Stellvertreter wie Hochstzahlen auf ihn entfallen. Sind Hoéchstzahlen gleich, ent-
scheidet Uber die Reihenfolge ihrer Zuteilung das Los.

(3) § 64 Abs. 5, 6 Satz 1 und Abs. 7 findet entsprechende Anwendung.

§70

(1) Der Wahlleiter hat die Niederschrift Uber die Wahlhandlung sowie die von den
Wabhlern abgegebenen Stimmzetiel und Beschaftigungsnachweise dem Vorstand
der Handwerksinnung auszuhandigen.

(2) Der Vorstand der Handwerksinnung prift gemeinsam mit dem Wabhlleiter
das Ergebnis der Wahl und stelit fest, ob die Gewahiten die gesetzlichen und sat-
zungsmaéBigen Voraussetzungen flr die Wahl erfillen. Gegen die Ungliltigkeitser-
klarung einer Wahl kann jeder durch die Entscheidung Betroffene binnen zwei
Wochen nach Bekanntgabe der Ungultigkeitserklarung Einspruch erheben. Der
Einspruch ist schriftlich einzulegen und zu begriinden. Uber den Einspruch ent-
scheidet die Innungsversammiung.

(3) Das Ergebnis der Wahl der Mitglieder des Gesellenausschusses ist in dem fiir
die Bekanntmachung der zustiandigen Handwerkskammer bestimmten Organ zu
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verdffentlichen. In der Verdffentlichung sind Name und Anschrift des Gewahlten
sowie Anschrift des Betriebes, in dem er beschaftigt ist, anzugeben.

§71

(1) Der Gesellenausschuf3 wahit aus seiner Mitte den Vorsitzenden (Altgeseilen),
einen Schriftfihrer und deren Stellvertreter.

(2) Der Vorsitzende beruft und leitet die Versammlung des Gesellenausschusses.

(3) Der GesellenausschuB ist beschluBfahig, wenn mehr als die Halfte seiner Mit-
glieder anwesend ist. Die Beschllisse werden mit einfacher Stimmenmehrheit der
Anwesenden gefaf3t; bei Stimmengleichheit gilt der Antrag als abgelehnt.

(4) Uber die Verhandlungen und Beschliisse soll eine Niederschrift angefertigt wer-
den, die von dem Vorsitzenden und dem Schriftfihrer zu unterzeichnen ist.

§72

(1) Die Mitglieder des Gesellenausschusses versehen ihre Obliegenheiten als
Ehrenamt unentgeltlich. Bare Auslagen und Zeitversdumnisse werden von der
Handwerksinnung entschadigt. § 30 Abs. 4 Satz 3 und § 36 Abs. 3 Satz 3 und 4
gelten entsprechend.

(2) Die Mitglieder des Gesellenausschusses diirfen in der Austibung ihrer Tétig-
keit nicht behindert werden. Auch diirfen sie deswegen nicht benachteiligt oder
beglnstigt werden. Die Mitglieder des Gesellenausschusses sind, soweit es zur
ordnungsgemafen Durchfihrung der ihnen gesetzlich zugewiesenen Aufgaben
erforderlich ist und wichtige betriebliche Griinde nicht entgegenstehen, von ihrer
beruflichen Tétigkeit ohne Minderung des Arbeitsentgelts freizustellen.

Beitrdge und Gebiihren

§73

(1) Die der Handwerksinnung und ihrem Gesellenausschu3 erwachsenden Ko-
sten sind, soweit sie aus den Ertrdgen des Vermogens oder aus anderen Einnah-
men keine Deckung finden, von den Innungsmitgliedern durch Beitrage aufzubrin-
gen. Zu den Kosten des Gesellenausschusses zdhlen auch die anteiligen Lohn-
und Lohnnebenkosten, die dem Arbeitgeber durch die Freistellung der Mitglieder
des Gesellenausschusses von ihrer beruflichen Tatigkeit entstehen. Diese Kosten
sind dem Arbeitgeber auf Antrag von der Innung zu erstatten.

(2) Die Handwerksinnung kann fiir die Benutzung der von ihr getroffenen Einrich-
tungen Gebuhren erheben.

(3) Der von jedem Innungsmitglied zu entrichtende Beitrag besteht aus einem
Grundbeitrag und einem Zusatzbeitrag. AuBerdem kann die Innung Sonderbeitrage
erheben.
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Der Zusatzbeitrag wird entweder erhoben

1. in einem Tausendsatz der Lohn- und Gehaltssumme oder

2. in einem Hundertsatz des einheitlichen GewerbesteuermeBbetrages, des
Gewerbekapitals, des Gewerbeertrags oder des Gewinns aus Gewerbebe-
trieb.

Bei Mischbetrieben, die neben den handwerklichen Leistungen aus dem Fach-
bereich der Handwerksinnung auch andere gewerbliche Leistungen erbringen,
ist der Zusatzbeitrag um den Beitragsanteil fir die anderen gewerblichen Lei-
stungen zu verringern. Der Verwaltungsbereich ist hierbei anteilsmaBig auf die
einzelnen Gewerbezweige umzulegen.

(4) Soweit die Innung Beitrage nach dem GewerbesteuermeBbetrag, dem Ge-
werbekapital, dem Gewerbeertrag oder dem Gewinn aus Gewerbebetrieb be-
miBt, richtet sich die Zuldssigkeit der Mitteilung der hierfiir erforderlichen Be-
steuerungsgrundiagen durch die Finanzbehérden flir die Beitragsbemessung
nach § 31 der Abgabenordnung. Soweit die Beitrage nach der Lohnsumme be-
messen werden, sind die beitragspflichtigen Innungsmitglieder verpflichtet, der
Innung Auskunft durch Ubermittlung eines Doppels des Lohnnachweises nach
§ 741 der Reichsversicherungsordnung zu geben.

Sofern das einzeine Innungsmitglied seine Einwilligung erteilt hat, kann die Innung
selbst oder auch (ber ihren Verband bei der zusténdigen Berufsgenossenschaft
bzw. Krankenkasse die Lohn- und Gehaltssumme erfragen.

Die Ubermittelten Daten durfen nur fiir Zwecke der Beitragsfestsetzung gespei-
chert und genutzt werden.

Die beitragspflichtigen Innungsmitglieder sind verpflichtet, der Innung Auskunft
Uber die zur Festsetzung der Beitrage erforderlichen Grundlagen zu erteilen; die
Innung ist berechtigt, die sich hierauf beziehenden Geschaftsunterlagen einzu-
sehen und flr die Erteilung der Auskunft eine Frist zu setzen.

Sind die flir die Beitragsveranlagung erforderlichen Daten nicht zu erhalten, so ist
die Innung berechtigt, diese zu schétzen.

(5) Die Beitrage und deren Bemessungsgrundlagen werden bei der Feststel-
lung des Haushaltsplanes von der Innungsversammliung alljghrlich festgesetzt;
bis zur anderweitigen Festsetzung sind die Beitrdge in der bisherigen Héhe wei-
ter zu entrichten.

Beitrdge sind mit dem Beginn des Haushaltsjahres fallig. Die Verpflichtung zur
Beitragszahlung beginnt mit dem 1. des Monats, der auf die Aufnahme in die
Innung folgt.

(6) Die riickstandigen Beitrdge und Gebihren werden auf Antrag des Innungs-
vorstandes nach den fiir die Beitreibung von Gemeindeabgaben geltenden landes-
rechtlichen Vorschriften beigetrieben.
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§74

Fur die Haushalts-, Kassen- und Rechnungsflihrung gelten die Bestimmungen der
von der Handwerkskammer aufgestellten Haushalts-, Kassen- und Rechnungs-
ordnung. Beschlief3t die Kreishandwerkerschaft eine eigene Haushalts-, Kassen-
und Rechnungsordnung, so gilt diese.

Vermégensverwaltung

§75

Bei der Anlage des Vermbgens der Handwerksinnung ist mit groBter Sorgfalt zu
verfahren und insbesondere auf die Sicherheit der Anlage zu achten.

Schadenshaftung

§ 76

Die Handwerksinnung ist fiir den Schaden verantwortlich, den der Vorstand, ein
Mitglied des Vorstandes oder ein anderer satzungsmaBig berufener Vertreter durch
eine in Ausflihrung der ihm zustehenden Verrichtungen begangene, zum Scha-
densersatz verpflichtende Handlung einem Dritten zufligt.

Anderung der Satzung und Aufldsung der Handwerksinnung

§77

(1) Antrage auf Anderung der Satzung und der Nebensatzungen sowie auf Auflio-
sung der Handwerksinnung sind beim Vorstand schriftlich zu stellen; sie sind bei
der Einberufung der Innungsversammlung den Mitgliedern und der Handwerks-
kammer zugleich mit der Tagesordnung bekanntzugeben.

(2) Zur Verhandlung tber Antrage auf Auflésung der Handwerksinnung ist eine
auBerordentliche, nur zu diesem Zweck bestimmte Innungsversammlung einzu-
berufen, zu der alle Mitglieder mindestens zwei Wochen vorher schriftlich einzula-
den sind.

§78

(1) Zu Beschlissen (iber Anderung der Satzung der Handwerksinnung ist eine
Mehrheit von drei Viertel der anwesenden Mitglieder erforderlich.

(2) Der Beschluf3 der Auflosung der Handwerksinnung kann nur mit einer Mehr-
heit von drei Viertel der stimmberechtigten Mitglieder gefa3t werden. Sind in der
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ersten Innungsversammiung drei Viertel der Stimmberechtigten nicht anwesend,
so ist binnen vier Wochen eine zweite Innungsversammlung einzuberufen, in
welcher der Aufldsungsbeschiu mit der Mehrheit von drei Viertel der anwesen-
den Mitglieder gefaBt werden kann.

(3) Die nach Abs. 1 und 2 gefaf3ten Beschliisse bedurfen der Genehmigung durch
die Handwerkskammer.

§79

Die Handwerksinnung kann durch die Handwerkskammer nach Anhdrung des
Landesinnungsverbandes und der Kreishandwerkerschaft aufgeldst werden,

1. wenn sie durch einen gesetzwidrigen Beschlu3 der Innungsversammiung
oder durch gesetzwidriges Verhaiten des Vorstandes das Gemeinwohl ge-
fahrdet,

2. wenn sie andere, als die gesetzlich oder satzungsméBig zuldssigen Zwecke
verfolgt,

3. wenn die Zahl ihrer Mitglieder soweit zurlickgeht, daB die Erflillung der gesetz-
lichen und satzungsmaéBigen Aufgaben geféhrdet erscheint.

§ 80

(1) Die Erdffnung des Konkursverfahrens tber das Vermdgen der Handwerks-
innung hat die Auflésung kraft Gesetzes zur Folge.

(2) Der Vorstand hat im Falle der Uberschuldung die Erdffnung des Konkursver-
fahrens oder des gerichtlichen Vergleichsverfahrens zu beantragen. Wird die Stel-
lung des Antrages verzdgert, so sind die Vorstandsmitglieder, denen ein Ver-
schulden zur Last fallt, den Glaubigern fir den daraus entstehenden Schaden
verantwortlich; sie haften als Gesamtschuldner.

§ 8

(1) Wird die Handwerksinnung durch Beschlu3 der Innungsversammlung oder
durch die Handwerkskammer aufgeldst, so wird das Innungsvermdgen in ent-
sprechender Anwendung der §§ 47 bis 53 des Biirgerlichen Gesetzbuches liqui-
diert.

(2) Die Auflésung der Handwerksinnung ist durch die Liguidatoren in dem Ver-
offentlichungsorgan der Handwerksinnung (§ 85) bekanntzumachen.

§ 82

Wird eine Innung geteilt oder wird der Innungsbezirk neu abgegrenzt, so findet
eine Vermdgensauseinandersetzung statt, die der Genehmigung der flr den Sitz
der Innung zustandigen Handwerkskammer bedarf; kommt eine Einigung Gber
die Vermdgensauseinandersetzung nicht zustande, so entscheidet die fir den In-
nungsbezirk zustindige Handwerkskammer. Erstreckt sich der Innungsbezirk auf
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mehrere Handwerkskammerbezirke, so kann die Genehmigung oder Entscheidung
nur im Einvernehmen mit den beteiligten Handwerkskammern ergehen.
§83

(1) Im Falle der Aufldsung der Handwerksinnung sind die Innungsmitglieder ver-
pflichtet, die ordentlichen Beitrége fir das laufende Vierteljahr sowie die bereits
umgelegten auBerordentlichen Beitrage an die Liquidatoren zu zahlen.

(2) Das Innungsvermégen ist zundchst zur Erflllung der Verbindlichkeiten zu ver-
wenden. Das hiernach verbliebene Vermégen wird der Kreishandwerkerschaft zur

Verwendung fir handwerksférdernde Zwecke und zwar in erster Linie zugunsten
des Handwerks, flr das die Handwerksinnung errichtet war, (iberwiesen.

Aufsicht
§ 84
Die Aufsicht tiber die Handwerksinnung fiihrt die Handwerkskammer. Die Aufsicht

erstreckt sich darauf, daB Gesetz und Satzung beachtet, insbesondere die der
Handwerksinnung tbertragenen Aufgaben erfilllt werden.

Bekanntmachungen

§ 85 . )
Die Bekanntmachungen der Innungen erfolgen auf der Internetseite der flr
die Innung zustandigen Kreishandwerkerschaft unter www.kh-handwerk.de.

Obermeister Geschaftsfuhrer

Handwerkskammer genehmigt am:

Prasident Hauptgeschéftsfihrer
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                                                        § 85
Die Bekanntmachungen der Innungen erfolgen auf der Internetseite der für 
die Innung zuständigen Kreishandwerkerschaft unter www.kh-handwerk.de.
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Obermeister                              Geschäftsführer


Handwerkskammer genehmigt am:




Präsident                                  Hauptgeschäftsführer


